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Polizei und Verfassungs-
schutz haben beim G-20-
Gipfel im Juli in Ham-

burg einiges aufgefahren, um 
Demonstrierende zu observie-
ren. Wurde der Gipfel genutzt, 
um Überwachungstechniken 
auszuprobieren?

Gipfelproteste sind Testfelder für 
Repression. Auch im Juli in Ham-
burg hat die Polizei neue Methoden 
ausprobiert oder alte wieder aus der 
Versenkung geholt, darunter Gummi-
geschosse, Tränengas, Einsatz von 
Spezialkommandos und die digitale 
Überwachung.

Welche Möglichkeiten zur digi-
talen Ausforschung 
kamen da zum Ein-
satz? Können Sie 
bitte die Funktions-
weise erklären?

Man muss unterschei-
den zwischen zielge-
richteter Verfolgung 
und anlassloser Über-
wachung. Die Polizei 
macht beispielsweise 
Funkzellenabfragen, 
um Telefone im Umkreis festzustel-
len. Damit könnte etwa nach Aktio-
nen von Kleingruppen ermittelt wer-
den, indem bei den Anbietern die 
Besitzer der Geräte abgefragt wer-
den. Mit »stillen SMS« werden Or-
tungssignale an Handys geschickt, die 
den Betroffenen verborgen bleiben. 
So entsteht ein Bewegungsprotokoll. 
Dazu muss die Polizei die Verfolgten 
aber kennen. Ist unbekannt, welche 
Telefonnummern Verdächtige haben, 
kann in der Nähe ein IMSI-Catcher 
aufgestellt werden. Der simuliert eine 
Funkzelle, in die sich alle in der Nähe 
befindlichen Geräte einbuchen.

Was halten Sie davon, dass Mit-
tel, die man eher beim Kampf 
gegen organisierte Kriminalität 
vermutet, gegen politische Akti-
visten eingesetzt werden?

Das ließe sich aus vielen Gründen 
kritisieren, denn welche Bewegungen 
gerade verfolgt werden, unterliegt ja 
politischem Kalkül. Problematisch ist 
auch, dass auf diese Weise jeder Rest 
Vertrauen in die digitale Privatsphäre 
verlorengeht. Das Handy wird zum 
Spion in der Hosentasche. Äußerst 
praktisch für Polizei und Geheim-
dienste.

Die Gipfelproteste sind flächen-
deckend abgefilmt worden. Es 
liegen allein 25.000 Einzelvideos 
von Polizisten vor, insgesamt 
eine zweistellige Terabyte-Zahl 
an Daten.

Es ist der größte je von der Polizei 
gesammelte digitale Heuhaufen. Die 
meisten Videos stammen von einem 
Onlineportal, auf das die Bevölke-
rung in Blockwartmanier Material 
hochladen sollte. Nun steht man vor 
dem Problem, dass es viel zu viele 

Daten sind, die gar nicht einzeln an-
gesehen werden können.

Darum soll der Sonderkommis-
sion »Schwarzer Block« eine 
Gesichtssoftware beim Durch-
forsten helfen. Welche könnte da 
Verwendung finden?

Das ist noch nicht bekannt. Sie könnte 
von der Dresdener Firma Cognitech 
stammen, auch das BKA durchsucht 
damit seinen Lichtbildbestand. Viel-
leicht wird aber auch Technik der Fir-
men Digivod, Sopra Steria oder Vide-
mo genutzt. Die Hersteller forschen 
in einem Projekt mehrerer Kriminal-
ämter zu dieser Frage, um Bild- und 
Videomassendaten, wie sie nach der 

Silvesternacht in Köln 
anfielen, teilautomati-
siert auszuwerten. Auch 
das LKA Hamburg ist 
daran beteiligt.
Wie muss man sich 
die Funktionsweise 
einer solchen Soft-
ware vorstellen?
Man kann etwa die ent-
haltenen Geodaten nut-
zen, um Bilder und Vi-

deos von ähnlichen Orten und Zeiten 
zu suchen. Anwender können Perso-
nen filtern und hierzu das Alter, Ge-
schlecht oder die ethnische Zugehö-
rigkeit angeben. Angeblich kann die 
Software dies unterscheiden. Es ist 
nicht bekannt, ob die Gesichtserken-
nung in Hamburg nur zum Auffinden 
von Personen im Bildmaterial dient 
oder ob auch ein Abgleich mit Fotos 
erfolgt, die bei Behörden vorhanden 
sind. Beides ist technisch möglich.

Müssen wir befürchten, dass 
unsere Gesichter bald alle in 
Datenbanken landen, so dass 
mit derartigen Programmen Be-
wegungsprofile von uns erstellt 
werden können?

Umgekehrt: Unsere Gesichter sind ja 
schon bei den Meldebehörden digital 
vorhanden, genauso wie Fingerab-
drücke. Das im Sommer beschlos-
sene »Gesetz zur Förderung des 
elektronischen Identitätsnachweises« 
erlaubt den Behörden den automati-
sierten Zugriff auf diese Daten.

Verfassungsschutzchef Hans-
Georg Maaßen hat vor dem 
Parlamentarischen Kontroll-
gremium des Bundestages einen 
»vollen Werkzeugkasten« ge-
fordert. Wird die Politik ihm den 
Wunsch erfüllen?

Bis jetzt haben die Geheimdienste al-
le Wünsche erfüllt bekommen – sogar 
die NSU-Morde und der NSA-Skan-
dal haben zu einer Aufrüstung und 
Stärkung der Behörden geführt. Ich 
fürchte, dass dies auch für den jetzt 
geforderten »Werkzeugkasten« gilt. 
Damit will der Inlandsgeheimdienst 
unsere Kommunikationsdaten für die 
alltägliche Rasterfahndung nutzen.
 Interview: Kristian Stemmler

Rotes Kreuz: Einsatz in  
Afghanistan gefährdet
Kabul. Das Rote Kreuz schränkt seine 
Arbeit in Afghanistan aufgrund der 
wachsenden Gefahr für seine Mitarbei-
ter massiv ein. »Wir haben keine Wahl«, 
sagte die Leiterin des Einsatzes, Monica 
Zanarelli, am Montag in Kabul. »Die 
Gefährdungslage ist zu unserer größten 
Schwierigkeit und Sorge geworden.« Vor 
allem im Norden würden Einrichtungen 
geschlossen oder verkleinert. Dieses 
Jahr wurden bereits sieben Rot-Kreuz-
Mitarbeiter bei Angriffen in Afghanis-
tan getötet. Nach Schätzungen der US-
Streitkräfte sind nicht mehr als 60 Pro-
zent des Landes unter der Kontrolle der 
Regierung. Deutschland schiebt seit Mit-
te September wieder Flüchtlinge nach 
Afghanistan ab.  (Reuters/jW)

Nach Sturmtief weiter  
eingeschränkter Zugverkehr
Berlin. Nach dem Sturmtief »Xavier« 
am Donnerstag sind Bahntrassen zwi-
schen Osnabrück und Hamburg sowie 

zwischen Leer, Oldenburg und Bremen 
weiterhin in beide Richtungen gesperrt, 
wie die Deutsche Bahn am Montag mit-
teilte. Die Strecke zwischen Osnabrück 
und Hamburg soll ab Dienstag morgen 
wieder befahren werden, hieß es. Die 
Strecke von Hamburg in Richtung Ber-
lin sei wieder befahrbar, dagegen werde 
der Verkehr von Berlin nach Hamburg 
weiterhin über Stendal und Uelzen ge-
führt. Am Wochenende waren mit Han-
nover-Berlin und Hannover-Bremen 
die ersten größeren Verbindungen nach 
dem Sturm repariert und wieder freige-
geben worden.  (AFP/dpa/jW)

Flugsicherung testet  
Überwachungsdrohnen
Horneburg. Flugsicherung und Deutsche 
Telekom AG haben erstmals Drohnen 
außerhalb der Sichtweite eines steu-
ernden Piloten getestet. Behörde und 
Funknetzbetreiber haben dafür ein 
eigens entwickeltes Mobilfunkmodul 
eingesetzt, das Position und Bilddaten 
in Echtzeit an eine Bodenstation über-
mittelt, wie Ralf Heidger von der Deut-

schen Flugsicherung am Montag in 
Horneburg bei Stade erklärte. Beim öf-
fentlich gemachten Test am Sonntag ha-
be die Drohne mittels einer Wärmebild-
kamera »ein Riesenareal« abgearbeitet, 
um ein vermisstes Kind im Gelände zu 
finden. Nach Gesetzeslage braucht ein 
Drohnenflug außer Sichtweite des Pilo-
ten eine Sondergenehmigung.  (dpa/jW)

Anklageschrift gegen 
Steudtner in Türkei
Istanbul. Die Anklageschrift gegen 
den inhaftierten deutschen Menschen-
rechtler Peter Steudtner in der Türkei 
entspricht nach Einschätzung seiner 
Anwälte nicht rechtsstaatlichen Stan-
dards. Wegen des Mangels an darin 
enthaltenen Beweisen erfülle die An-
klageschrift die Vorgaben der türki-
schen Strafprozessordnung nicht. Die 
Staatsanwaltschaft hatte am Sonntag 
die Anklageschrift vorgelegt, in der 
gegen Steudtner, seinen schwedischen 
Kollegen Ali Gharavi und neun türki-
sche Menschenrechtler Terrorvorwürfe 
erhoben werden.  (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Am 50. Todestag von Ernesto »Che« Guevara hat die lateinamerikanische Linke des argentinischen 

Revolutionärs gedacht. Boliviens Präsident Evo Morales pilgerte am Sonntag in die Ortschaft La Higuera, wo Guevara am 

9. Oktober 1967 erschossen worden war, und legte Blumen an dessen Büste nieder. »Wir sind hier, um an unsere Prinzipien 

und die Befreiung der Völker zu erinnern«, sagte Morales. Am Montag wurden unter anderem die Vizepräsidenten Kubas und 

Venezuelas zu Gedenkveranstaltungen erwartet.  (dpa/jW)

Ring frei für Runde zwei
Brasiliens Parlament berät zu Aufhebung der Immunität von Präsident Temer

Die Abläufe sind Akteuren und 
Publikum bereits vertraut: In 
dieser Woche nimmt das bra-

silianische Unterhaus seine Beratun-
gen über die neue Kaskade schwerer 
Anklagen gegen Staatschef Michel 
Temer auf. Der Mitte September aus 
dem Amt geschiedene Generalstaats-
anwalt Rodrigo Janot hatte diese als 
vergiftetes Abschiedsgeschenk an die 
Exekutive zurückgelassen. Der oberste 
Ankläger wirft Temer darin organisier-
te Kriminalität und Behinderung der 
Justiz vor. Auslöser war der Skandal 
um Millionenzuwendungen des JBS-
Konzerns an die politische Kaste. Mit 
dem Präsidenten auf die Anklagebank 
sollen nach Janots Willen auch dessen 
Getreue und Minister, Eliseu Padilha 
und Moreira Franco. Ins Visier ge-
nommen hatte die Behörde den gesam-
ten inneren Führungskreis von Temers 

Partei der Demokratischen Bewegung 
(PMDB). Mit Geddel Vieira Lima sitzt 
einer seiner wichtigsten Minister wäh-
rend des ersten Regierungsjahres seit 
dem 8. September erneut in Untersu-
chungshaft. Die Polizei war auf eine 
Wohnung gestoßen, die ihm als »Geld-
bunker« gedient haben soll und in der 
sich Bargeld im Wert von umgerechnet 
knapp 14 Millionen Euro stapelte. 

Wie andere privilegierte Amtsträger 
kann Temer nur vom Obersten Ge-
richt der Prozess gemacht werden. Da-
für wäre allerdings die Zustimmung 
von zwei Dritteln der 513 Mitglieder 
des Abgeordnetenhauses in nament-
licher Abstimmung erforderlich. Das 
Prozedere gleicht dem des Amtsenthe-
bungsverfahrens, durch das 2016 Dil-
ma Rousseff (Arbeiterpartei, PT) mit 
konstruierten Vorwürfen gestürzt wor-
den war. Das Parlament hatte die erste 

Anklage in der Geschichte des Landes, 
die gegen einen im Amt befindlichen 
Präsidenten wegen ordinärer Verbre-
chen erhoben wurde – sie lautete auf 
Bestechlichkeit und Geldwäsche –, 
bereits am 26. Juli blockiert. Zuvor 
hatte das Temer-Lager beim faktischen 
Kauf von Abgeordnetenstimmen, mit 
Postenschacher, der Begünstigung der 
Lobby der Großagrarier und Verfah-
renstricks alle Register gezogen. Die 
neue Runde wurde im Unterhaus aus 
denselben Gründen um Wochen ver-
schleppt. Ein anderer Ausgang gilt als 
unwahrscheinlich, doch im Macht-
kampf der Institutionen verschiebt sich 
die Balance weiter hin zur Judikative. 
Die Demontage der politischen Klasse 
leistet dem Ruf nach autoritären Lö-
sungen der Krise Vorschub, wie er aus 
Teilen der Militärhierarchie zu hören 
ist.  Peter Steiniger
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»Das Handy wird 
zum Spion in der 
Hosentasche«
An Protestierenden gegen 
den G-20-Gipfel wurden neue 
Überwachungstechniken getestet.  
Ein Gespräch mit Matthias Monroy

Matthias Monroy ist Mit-
glied der Redaktion der 

Zeitschrift Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP und wissen-

schaftlicher Mitarbeiter des 
Bundestagsabgeordneten 
Andrej Hunko (Die Linke)

Erinnerung.


